
Herrn 
Oberbürgermeister 
Uwe Richrath 
Postfach 10 11 40 
51 311 Leverkusen 

Leverkusen, den 05.07.2016 

Bürgerantrag auf Änderung der Schmutzwassergebührensatzung 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

in der jetzt gültigen Fassung werden Gebührenpflichtige, die weniger Wasser verbrauchen, 
als die für die Gebühr zugrunde gelegte Verbrauchsmenge, benachteiligt gegenüber den 
Gebührenzahlern, die ihre gesamte Frischwassermenge als Abwasser der Kanalisation zu­
führen. 

Gebührenpflichtige, deren Jahresverbrauch per Satzung auf 50 m3 je Person festgesetzt wird, 
die aber nur 41 m3 je Person und Jahr verbrauchen, können nicht mit einer Erstattung von zu 
viel gezahlten Gebühren rechnen. Einer Erstattung steht§ 7 der Schmutzwassergebührensat­
zung entgegen, wonach Gebührenverringerungen um weniger als 20 v.H. der festgesetzten 
Jahresgebühr nicht zu einer Erstattung führen. Diese Regelung führt bei einer Vielzahl von 
Haushalten zu einer nicht leistungsgerechten Gebührenbelastung. Nach § 2 der Satzung 
werden Gebührenpflichtige mit einem Jahresverbrauchswert von 50 m3 je Person veranlagt, 
obwohl der Jahresdurchschnittsverbrauch in Leverkusen nur ca. 41 m3 beträgt. Hier ist eine 
Überzahlung ohne anschließende Erstattung bereits „vorprogrammiert". 

Größere Verbrauchsschwankungen (Krankenhausaufenthalte, studierende Kinder, berufs­
bedingte Abwesenheiten) treffen Haushalte besonders hart, wenn die 20 %-Marke knapp 
verfehlt wird. Eine Antragsstellung auf Gebührenverringerung geht dann nicht nur ins leere, 
diese Haushalte müssen im Jahr darauf, wenn der Jahresnormalverbrauchswert wieder er­
reicht wird, satzungsbedingt mit einer Gebührenerhöhung rechnen. 

Dass dies real und nicht ausgedacht ist, habe ich selbst erfahren müssen. Mit der Begrün­
dung, dass der Berechnung der Schmutzwassergebühren 110 m3 zugrunde gelegt, tatsächlich 
jedoch 133 m3 verbraucht wurden, wurde der Abgabenbescheid für 2014 geändert, weil, so 
die Begründung, zwischen Veranlagung und dem tatsächlichen Verbrauch eine Abweichung 
um mehr als 20 % bestand. Obwohl sich im Jahr zuvor der Verbrauch in gleicher Höhe ver­
ringert hat, war eine Gebührenverringerung satzungsbedingt nicht möglich, da die Abwei­
chung - trotz gleicher Menge - unterhalb der 20 %-Marke lag. Das Nichterreichen bzw. das 
Überschreiten der 20 %-Marke - trotz gleicher Abweichung - ist dem Umstand geschuldet, 
dass der Berechnung des Prozentsatzes zwei verschiedene Ausgangspunkte zugrunde gelegt 
werden. Die Sachbearbeiter von Stadtverwaltung und TBL trifft keine Schuld. Sie sind an die 
Satzung gebunden. 
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Dass eine Satzung ohne Ungleichbehandlungen auskommen kann und nicht mit Mehrkosten 
verbunden sein muss, zeigt die Stadt Hilden, die es nicht so dicke hat und mit einem Not­
haushalt leben muss. Als Grundlage ihrer Gebührengesetzgebung hat sich die Stadt Hilden 
der Muster-Satzung des Städte- und Gemeindebundes (StGB) NRW bedient. Die Muster­
Satzung des StGB NRW ist leicht verständlich und zeichnet sich vor allem dadurch aus, dass 
Bürger nicht unnötig belastet werden und sie nur für Verbrauchsmengen eine Gebühr zu 
zahlen haben, die auch tatsächlich angefallen sind. 

Die Satzung der Stadt Hilden ist auch deswegen vorbildlich, weil mit der letzten über die 
Gebührengesetzgebung hinausgehenden Satzungsänderung der Rat der Stadt Hilden die 
Satzungsregelung beschlossen hat, dass bei erstmaliger Gebührenpflicht 40 m3 Frisch­
wasser pro Person und Jahr zur Berechnung kommen. 

Die überwiegende Mehrheit der NRW-Kommunen, darunter auch die Nachbarstädte Leich­
lingen, Bergisch Gladbach, Köln, und Monheim, hat die Gebührensatzung an der Muster­
Satzung des StGB NRW, Stand 17.01.2013, ausgerichtet, wonach die Gebührenpflichtigen 

angemessene Vorausleistungen zu zahlen haben. Zum Jahresende werden zu viel geleistete 
Vorausleistungen verrechnet und zu gering bemessene Vorausleistungen nacherhoben. 

Die Stadt Hilden hat es geschafft, ihren Bürgern eine bürgerfreundliche Satzung zu geben. 
Für diesen Service müssen die Bürger in Hilden eine Gebühr von 1, 70 € je m3 Schmutzwas­

ser zahlen. Damit kommt die Stadt Hilden der Stadt Köln sehr nahe, die von ihren Bürgern 
eine Gebühr von 1,58 €/m3 verlangt. Ich bin mir sicher, dass die Bürger Leverkusens solche 
Verhältnisse auch in ihrer Stadt gern hätten. In Leverkusen werden 2,43 € je m3 Schmutz­
wasser berechnet, und das auch für Schmutzwassermengen, die gar nicht angefallen sind. 
Die Bürger derart zu benachteiligen und Gebühren zu verlangen ohne eine entsprechende 
Gegenleistung dafür zu erhalten ist bürgerunfreundlich. Aus diesem Grund beantrage ich, 
mit einer Änderung der Schmutzwassergebührensatzung die Benachteiligungen der Bürger 

abzuschaffen. 

Ich sehe keine Zwänge, welche die Ungleichbehandlungen rechtfertigen könnten. Ebenso 
wenig kann ich mir vorstellen, dass die Gesetzgeber (Stadtrat und TBL-Verwaltungsrat) 
dieses so vorausgesehen und gewollt haben. Nur eine verbrauchsbezogene Gebühr führt zu 
mehr Gebührengerechtigkeit. Zudem entlastet eine Satzung, mit der nur die Mengen abge­
rechnet werden, die tatsächlich als Abwasser der Kanalisation zugeführt werden, Stadtver­
waltung und TBL. Die dort Beschäftigten werden von Antragsbearbeitungen und der nicht 
leichten Aufgabe befreit, erklären zu müssen, warum in Leverkusen die Bürger neben der 

Antragsstellung mit der 20 %-Regelung eine zusätzliche Hürde zu überspringen haben. 

Eine verbrauchsgerechte Abrechnung würde zudem dazu beitragen, das Leben der Bürger zu 
vereinfachen, die mit Antragsstellungen möglichst gar nichts zu tun haben wollen. 

Mit freundlichen Grüßen 
















